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RESOLUTION 2016

Aktuelle Ausgangssituation

Die in den letzten Jahren nicht nur am Immobiliensektor geschaffenen Restriktionen haben gesamtwirtschaftlich Spuren hinterlassen und dem Investitionsklima in Österreich Schaden zugefügt. Auswirkungen dieses Kurses lassen nicht nur eine Abwanderung von Investoren ins Ausland und eine insgesamt schwächelnde Konjunktur erkennen, sondern ziehen ihre Kreise auch auf den Arbeitsmarkt, bewirken in diesem Sektor einen Rückgang der Steuereinnahmen und führen zu Beitragseinbußen bei Sozialversicherungsbeiträgen.

Die demographische Entwicklung ist geprägt von einer Abwanderung aus ländlichen Regionen in Ballungsräume, vermehrten Singlehaushalten und höherer Lebenserwartung. Durch die zunehmende Migrationsbewegung wird diese Entwicklung noch verstärkt, sodass sich auf dem städtischen Wohnungsmarkt in manchen Ballungsräumen eine Verknappung von Wohnraum bemerkbar macht.
Baupolitische Versäumnisse werden drastisch sichtbar: Die Neubauleistung insbesondere im Wiener Raum ist unzureichend und das schwach wachsende Angebot an Wohnraum befriedigt die hohe Nachfrage nicht. Diesen Versäumnissen der Politik und Planung wird hingegen mit einer Leerstandsdebatte begegnet und die Schuld für das unzureichende Angebot wahrheitswidrig dem privaten Vermieter in die Schuhe geschoben, der als „vermietungsunwillig“ abgestempelt wird und mit Sanktionen zur Vermietung gezwungen werden soll.
Darüber hinaus soll den kolportierten steigenden Wohnkosten durch weitere Hauptmietzinsbeschränkungen begegnet werden, obwohl die Betriebskosten ungeniert zumindest nach der Inflationsrate angepasst werden.  Marktmechanismen werden hartnäckig ignoriert und sollen nach den Vorstellungen der Sozialdemokraten – ganz nach planwirtschaftlichem Modell – durch weitere Verschärfungen völlig zum Erliegen gebracht werden; all dies obwohl Österreich bereits jetzt zu den am strengsten regulierten Ländern weltweit zählt.

Die derzeitige Rechtslage begünstigt zusätzlich die Existenz einer Zweiklassengesellschaft von Mietern auf dem privaten Mietwohnungsmarkt: Auf der einen Seite die Altmieter und solche Angehörige, die zu Lebzeiten oder im Todesfall in die Mietrechte eingetreten sind und mangels entsprechender Anpassung ihrer Mietverhältnisse vergleichsweise wenig Miete zahlen. Auf der anderen Seite Neumieter, vornehmlich junge Menschen und Familien, die bei ihrer Suche nach einer passenden Bleibe auf den privaten Wohnungsmarkt angewiesen sind, obwohl 60 % der gesamten Mietverhältnisse in Österreich der öffentlichen Hand zugeordnet werden können. In diesem öffentlichen Sektor können nämlich 47 % der oberen Einkommensbezieher zu gestützten Bedingungen wohnen, wohingegen 51 % der niedrigen Einkommensbezieher ohne Unterstützung auf 
den privaten Wohnungsmarkt angewiesen sind – das allein ist beredtes Zeugnis für die Schieflage der sozialen Wohnpolitik.

Praxisnähe und Entschärfung im Steuerrecht – sonst arbeiten wir nur mehr fürs Finanzamt
Die Steuerreform 2015/16 hat gerade die privaten Immobilieneigentümer mit einer Reihe von nicht sachgerechten, investitionshemmenden und administrativ aufwendigen Regelungen unverhältnismäßig hart getroffen, die das Steueraufkommen zwar kurzfristig steigern, aber langfristig die zuvor beschriebenen Auswirkungen verstärken: 

· Die Verlängerung des Abschreibungszeitraumes für Instandsetzungsaufwendungen von 10 auf 15 Jahre - somit um immerhin 50% (!) - ist investitionshemmend. Instandsetzungen, die von Kreditinstituten idR nur über einen erheblich kürzeren Zeitraum finanziert werden, über einen solch langen Zeitraum verteilen zu müssen, ist überdies nicht sachgerecht. Die Verpflichtung zur rückwirkenden Anwendung führt zu einem bedeutenden administrativen Mehraufwand.

· Die Einführung des vorgegebenen pauschalen Grundanteils von bis zu 40% bewirkt eine Kürzung der Abschreibung für Immobilien in Großstädten. Die Verpflichtung zur Anwendung auch auf bereits in der Vergangenheit vermietete Immobilien führt nicht nur zu einem erheblichen administrativen Mehraufwand, sondern auch zu Rechtsunsicherheit, da den heutigen Eigentümern regelmäßig nicht bekannt ist, wie die AfA-Bemessungsgrundlage von Rechtsvorgängern ermittelt worden ist; derart nachteilige Eingriffe zugunsten des Fiskus in solchen Fällen auch „im Zweifel“ vorzusehen, erhöht die Unsicherheit.
· Die Neuregelungen der Grunderwerbsteuer im Familienkreis stellen de facto eine Schenkungs- und Erbschaftssteuer dar. Die Bemessung nach dem Grundstückswert stellt eine Weitergabe von Immobilien in der Familie vielfach vor erhebliche finanzielle Schwierigkeiten.

· Auch die Erhöhung der Immobilienertragsteuer für entgeltliche Eigentumsübertragungen von 25% auf 30% hemmt den Immobilienmarkt und wirkt daher als Wirtschaftsbremse.

· Eine Vereinfachung des Steuerrechts ist dringend geboten, um die Steuerpflichtigen, aber auch die laufend mit Einsparungen konfrontierten Finanzbehörden zu entlasten.

Erhöhung des Bauvolumens durch Investitionsanreize

Für eine nachhaltige Verbesserung der Situation auf dem Immobilienmarkt ist es unumgänglich, die private Investitionsbereitschaft wieder anzukurbeln, um durch Sanierungen, Verdichtungen, Neubau das Wohnungsangebot auf dem Markt zu erhöhen. Aufträge an die Bauwirtschaft und Nebengewerbe, Schaffung von Arbeitsplätzen und ein erhöhtes Steueraufkommen sind weitere positive Nebeneffekte einer solchen konjunkturbelebenden Strategie, zumal die von uns vertretenen Haus- und Wohnungseigentümer erfahrungsgemäß die Unternehmen in der näheren Umgebung bevorzugen. 

In steuerlicher Hinsicht sollten ausreichend Anreize geschaffen werden insbesondere durch

· Reduktion des Verteilungszeitraums für die Absetzung von Instandsetzungen

· Wiedereinführung einer steuerfreien Investitionsrücklage

· Einführung von Sonderabschreibungen für Mietwohnungen, die errichtet, umgebaut  und adaptiert werden bzw. Mietwohnungen, in die investiert wird. 

Liberalisierungen des Mietrechts
Durch Einführung eines marktüblichen Mietzinses für alle Mietverhältnisse ist es möglich, das Angebot an Wohnungen deutlich zu erhöhen, was nicht nur auf das Preisniveau Einfluss, sondern auch zur Folge hat, dass eine verstärkte Berücksichtigung des individuellen Wohnwertes bei Vermietung zur Anwendung gelangt.

Beseitigung von Ungerechtigkeiten einer Zweiklassengesellschaft
Anpassung von Altmieten an ein angemessenes Niveau sowie sozialverträgliche Einschränkung der Eintrittsrechte und marktgerechte Anpassung des Hauptmietzinses bei einem Eintritt in den Mietgegenstand würden dazu beitragen, die Ungerechtigkeiten einer Zweiklassengesellschaft innerhalb der Mieter zu beseitigen. Auf diese Weise ist es möglich, dass Wohneinheiten den Bedürfnissen der Wohnungssuchenden entsprechend zur Vermietung gelangen.

Förderung von Menschen und nicht von Mauern
Die Verantwortung für die Wohnversorgung von Förderwürdigen liegt bei der öffentlichen Hand und nicht auch beim privaten Vermieter. Auch im Bereich der öffentlichen Hand müssen Mieten für diejenigen, die es sich leisten können auf ein angemessenes Mietniveau angehoben werden. In diesem Bereich ist eine Zweckwidmung der Mehreinnahmen für Subjektförderung für diejenigen vorzusehen, die sich am privaten Markt wohnversorgen und förderwürdig sind, damit jene Unterstützung erlangen, die tatsächlich einen Bedarf haben.

Wien, 16. September 2016
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